
Wohin mit der
8304 ?

Ebersberger SPD fodert Gesamtverkehrsplanung

Die Stadtratsftaktion und derKommunalpolitiacheAusschuBderEbersbergelSPD
haben die Diskussion um die Ortsumgehung Ebensbergs mit einem eigenen Positi-
onspapierbereiched. Mit einerumfassenden Gesamtverkehrsplanung willdieSPD
die verkehrsprobleme der Kreisstadt lösen. Als Antrag soll diese Position in den
Stadtrat und Kreistag eingebracht werden.

AusgangspunK der SPDlnitiative war ben. Dabeiist nach Ansicht der SPD auch
die Erkenntnis, daB bisher im Ebersber- die entstehende Belastung filr Ebers-
ger Stadtparlament kein verkehrsplaner- berg einzuplanen, wenn das Autobahn-
ischesWerkauf demTisch liegt,welches teilstück bis Forstinning gebaut ist. zu-
die Problemfelder der de.zeitigen und dem muß eingerechnet werden, daß
künftigenVerkeh6entwicklungbeinhaF nach Fertigstellung der Wasserburger
tet. Die Ebersberger SPD möchte des- Ortsumgehung eine weitere Zunahme
halb in einer Gesamtverkehrsplanung des Verkehrsaufkommens auf der B 304
folgende Bereiche berticksichtigt sehen: zu erwarten ist.

1. Die Erfassung aller Haupwerkehrs-
ströme und des regionalen Verkehrsaut-
kommens von Ost nach West auf der B
304 und von Süd nach Nord ausdem Be-
reich Rosenheim/Aibling in Richtung B
12 und den Raum Erding/MarK Schwa-

"Diese Zunahme der Verkehrsbetastung
ist also kalkulierbar und muß deshalbbe-
reits heute plänerisch Ber0cksichtigung
finden'. so SPD-Fraktionsvorsitzender
Robert Schurer.

weiter auf Seite 6

Liebe Lesel

Die vorliegende Ebersberger Umschau
soll erneut einen Beitrag zur Intormation
der Bürger über die akluelle Kommunal-
politik leisten. UnserAnliegen ist es hier-
bei, sachliche Intormation mit unserer
sozialdemokratischen Überzeugung zu
verbinden.

EinTunnelals Lösung?

Ebersberg - red - Seit tlberS0Jahren wird
in der Kreisstadt Ebersberg eine mögli-
che Ortsumgehung der B 304 diskutiert
und geplant. Schon in den 60er{ahren
beschäftigte sich das damalige Stadt-
parlament mit dieser Frage. lm Juni 1979
forderte die CSU, daß die Umgehung
Ebersbergs "in weitem Bogen um die
Stadt getührt werden" sollte. Ehrlicher-
weise muB hinzugeftlgt werden, daß da-
mals alle Parteien im Stadtrat eine Lö-
sung favorisierten, die möglichst weit
weg vom Stadtgebiet liegen sollte. Das
brachte seinezeit die Stadt Graling auf
den Plan, welche ihrerseits eine "stadt-
nahe Umgehung der Kreisstadt" im dor-
tigen Stadtrat forderte. Als dann im
Herbst 1 982 das Raumordnungsverfah-
ren für die Ebersberger Ortsumgehung
eröffnet wurde, waren sich die beiden
Nachbarstädte noch immer nicht einig.

Bund Naturcchutz greift
ein
lm Januar 1983 war dann der örtlichen
Presse zu vernehmen, daß der Bund Na-
turschutz "anstelle einer Sodumgehung
Ebersbergs eine Untertunnelung der
Kreisstadt" anregte. Auch der Bauern-
verband im Landkreiswandte sich gegen
eine Umgehung und sprach sich f0r eine
Tunnellösung aus. Damit erfuhr die Dis-
kussion und Planung der 8304-Neu eine
neue Qualität. lm Februar 1983 empfahl
schlie8lich der Regionale Planungsver-
band auf Antrag von Landrat Beham, daß
dieser Lösungsvorschlag der Regierung
von Oberbayern "zur Begutachtung weF
tergeleitet" werden solle. Eigentliche
Planungsgrundlage des Regionalen Pla-
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Mit einer Begehung vor Ort sachkundig gemacht: FraKionsvorsitzenderRobert Schurer (Bild-
mltte), Mitglleder der ILM und des Kommunalpolitischen Arbeitskreises der SPD-Ebersberg.



Fortsetzung: Tunnel...

nungsverbandes war jedoch eindeutig
eine südliche Umgehung der Kreisstadt.
Die Ebersberger Sozialdemokraten for-
derten damals nachhaltig, daß eine sol-
che Neutrassierung mit umfassenden
Auf lagen türeine "möglichst große Scho-
nung der Landschaft und des Naturhaus-
haltes" begleitet werden müsse-

Vollhardt gegen Tunnel
Am 1. Mätz 1983 meldete die LokalDres-
se, daß Ebersbergs Bilrgermeister Voll.
hardt auf der Btirgerversammlung Ende
Februar davor gewarnt habe: "Die Tun-
nellösung habe einen gravierenden
Schwachpunkt". Der CSU-Mann sah die
Gefahr, daß damit die Planung um zwei
bis drei Jahre verzögert werde. Daraut-
hin sah sich der Bund Naturschutz mit
seinem Kreisvorsitzendem Peter ReF
chard veranlaßt, einen scharfen Protest
gegen Vollhardt zu formulieren. Der Bund
Naturschutz bezichtigte Vollhardt und
die Befürworter einer Ortsumgehung
'ungeheuerlicher Leichtfertigkeit". Der
erste Bürgermeister wollte damals auf
"pauschale Kritik' nicht reagieren.lm No-
vember 1983 stimmte schließlich der
Gratinger Stadtrat einer modifizierten
Raumordnungstrasse des StraBenbau-
amtes Mtlnchen zu, wollte aber die
Ebersberger Ortsumgehung nördlich
von Gsprait trassiert wissen.

Raumordnung abge-
schlossen
Nächster Punkt dieser bewegten Ent-
wicklung wardann derJuli '1984. Dervom
Ebersberger Stadtrat beschlossene Vor-
schlag einer Ortsumgehung wurde im
abgeschlossenen Raumordnungsver-
fahren befürwortet. Die Regierung von
Oberbayern teilte des weiteren mit, daß
eine Untertunnelung der Kreisstadt nicht
geprüft wurde, da dieserVorschlag " eine
äuBerst schwierige technische Bau-
durchführung" mit sich bringe. Beim
zwischen Graling und Ebersberg stritti-
gen Punkt um die Trassenführung bei
Gsprait, entschied sich die Regierung
von Oberbayern füreine südliche Umge-
hung des ortsteils. seither steht die Er-
öff nung des Planf eststel lungsverf ah rens
an, welches die Feinabstimmung der
Trasse zu Autgabe hat.

Bülgeruersammlung:
Proteste mehren sich
Am 24. OKober '1984 wurden Ebers-
bergs Btlrger zur Btlrgerversammlung
eingeladen. Themen waren das Raum-
ordnungsverfahren zur Verlegung der B
304 und die Entwicklung des Nord€tid-
Verkehrs in der Kreisstadt. Helmut Par-
zefall vom Straßenbauamt München er-
läuterte vor über 400 interessierten Bür-
gerinnen und Bürgern die Südumgehung
der Bundesstraße. Parzefall zeigte mit-

tels einer Dia-Schau den Trassenverlauf
der raumgeordneten Straßenplanung. Er
verwies darauf, da0 das Planfeststel-
lungsverfahren noch im Jahre 1985 ein-
geleitet werden könne. Dieses Verf ah ren
dauere dann ca. zwei bis drei Jahre, so
da8 mit einer Fertigstellung der Ortsum-
gehung filr 1990 gerechnet werden kön-
ne. Vollhardt bezeichnete die Finanzie-
rung des 25-Millionen-Projektes als ge-
sichert. Den Nutzen eines Tunnels be-
zeichnete der StraßenDlaner in einem
'krassen Mißverhältnis" zu den veran-
schlagenden Kosten von 40 bis 60 MillF
onen DM. Scharf reagierte der 1. Bürger-
meister auf den Einwand der Bürgerin
Maria Bodmaier. Die Uwc-Sorecherin

hung vorsieht. Demnach solldie Ortsum-
gehung nicht durch däs Laufinger Moos
führen, sondern gleich nordöstlich von
Wiesham Richtung Ebersberg ab-
schwenken, um schlieBlich östlich von
Kaos vorbei führend zwischen der Stra-
ßenmeisterei und der Landwirtschafts-
schule durchlaufend die heutige B 304
zu kreuzen. Anfang 1985 zeichnete sich
die Formierung einer Bürgerinitiative
Laufinger Moos (lLM) ab. Der SPD-Orts-
verein Ebersberg sprach sich nach einer
über vierteljährlichen Diskussion in sei-
nem Kommunaloolitischen Arbeitskreis
im Januar für "eine erneute Diskussion
aller vorliegenden Planungsalternativen"
aus.

sprach sich gegen die Südumgehung
aus und redete statt dessen einer Neu-
konzeption für den Nord-Süd-Verkehr
das Wort. Der CSU-Bürgermeister defi-
nierte den innerhalb der UWG nicht ganz
abgesprochenen Beitrag als "politisch
unklug".

Weitere Vorschläge
Mittlerweile wurde auch ein Vorschlag
von Dieter Berberich in die Diskussion
gebracht, der eine verkürzte Südumge-

Initiative gegründet
Mitte Februar 85 gründete sich schlieB-
lich die Initiative Laufinger Moos.'Grobe
Planungsdefizite bei der Stldumgehung"
seien der Anlaß tür ihre alternativen Vor-
schläge, so deren Sprecher. Auch hätten
sich der Stadtrat und BürgermeisterVoll-
hardt "nicht genügend sachkundig ge-
macht'. Erste Priorität sei für die ILM die
Realisierung der Tunnellösung.
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Die Wendelast der Rechtskoalition
Nach zwei Jahren Regierungsverantwortung hat die

Wendekoalition der Bundesrepublik die bedrückendsten
Negativ-Rekorde in ihrer Geschichte gebracht:

- Die höchste Arbeitslosigkeit: 2,7 Millionen Arbeits-
lobe gegenüber 1,8 Millionen am Tag der Wende.

- Die höchste Zahl an Sozialhilfeempfängern: 2,4 Mil-
lionen Menschen sind zur Zeit auf Sozialhilfe anee-
wiesen.

- Die höchste Lohnsteuerquote: 17,2 Prozent (1984)
gegenüber 16,1 Prozent im Jahr 1982.

- Den höchsten Rentenversicherungsbeitrag: 19,2 Pro-
zent ab l. Juni 1985 statl l8 Prozent am 1. Oktober
1982.

- Den absoluten Rekord an Firmenzusammenbrüchen:
16 700 allein im Jahr 1984.

Die Einkommen aus unselbständiger Arbeit sind seit
der Wende kontinuierlich gesunken: 1983 um 0,9 Pro-
zent. 1984 um 0.5 Prozent. Die Unternehmereinkom-
men haben in beiden Jahren - durch die Umvertei-
lungspolitik der Regierung - sprunghaft zugenommen.
Folge: Noch in keinem Zweijahreszeitraum seit 1949
hat sich die Kluft zwischen Unternehmer- und Arbei!
nehmereinkommen weiter aufgetan.
Trotzdem blieb die lnvestitionstätigkeit schwach. Das
Versprechen der Regierung, höhere Gewinne führten
automatisch zu verstärkten Investitionen und damit zu
mehr Arbeitsplätzen, entpuppt sich immer mehr als rei-
ner Wahlkampftrick.
Diese Wendelast haben Kohl, Genscher, Bangemann,
Blüm und Stoltenberg zu yerantworten. Denn sie bauen
auf das Konzept der Untätigkeit und des Laufenlassens.
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Wenn Du willst, doß die lÄossen-
orbeilslosigkeif wirkungsvoll

Arbeilsprozeßbekömpft, der Arbeilsprozelf
menschlicher gestoltet und die
Mitbestimmung ousgeweitet
wird, dqnn ist dos sozioldemo-
krqtische Proiekr ,,Arbeit und
Umwelt" ein sinnvolles Konzept.
Wir Sozioldemokrqten brcruchen
Menschen, die nicht possiv hin-
nehmen wollen, wie dle Konser-
Yqtiven Zukunftschoncen Yer-
lun.
Wenn Du elwqs tun willst - für
eine solidorische Gesellschoft,
donn: Tu wos. Mif der SPD.

An den SPD-Portelvorslond,
Ollenhouerstroße l,5300 Bonn I

n kh wlll In derSPD mltcrbelten und
lllrglied der SPD werden.

(8itl. in lctbor.r Druckschritt ou.füll.n)

lch höre gern Intormollonsmqle-
rlol der SPD zum lhemq

n Nord-Süd-Polltlk
n Frledens- und SlcherheltspolFlk
D Arb€lr und Umweh

tr
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Bei Tempo 3O kann ein Kind über-
leben!
ODER:
Ein Appell an die Autofahrer

Die schwächsten Verkehrsteilnehmer müssen
geschützt werden. Geschwindigkeitsbegren-
zungen erweisen sich leider häufig nur als
untaugliches Mittel gegen Raser auf unseren
Straßen. Tempo 30 bedeutetjedoch nureinen

geringen Zeitverlust von einigen Sekunden.
Das sollten unsere Kinderwert sein, oder? Und
wer auf Straßen im Ort gar über 80 km/h fährt,
kann zum Dotentiellen Mörder werden!



SPD-lnitiative
Fürdie Schwerpunktaufgaben des Kreis-
tages wollte die SPD-Fraktion in der Le-
gislaturperiode 1984 bis 1990 die Ein-
f ührung von Fachreferenten anregen.
Doch schon in der ersten Phase der Be-
ratung lehnte die CSU in einer Kreisaus-
schußsitzung am 12. November des vor-
igen Jahres rigeros ab. Bereits vorher
hatten die "Christsozialen" in einer inter-
nen FraKionssitzung den sozialdemo-
kratischen Vorschlag verworfen. Dem
Csu-Kreisrat Hollerith wurde von der
CSU-Riege aufgetragen, diese Absage
schon vor der Beratung im Kreistag öf-
fentlich in der Presse zu lancieren. Kein
guter Stil!

Dabei wollte die SPD mit ihrer lnitiative
dazu beitragen, daßderKreistag in seiner
Arbeitsweise weniger ein Anhängsel der
Landkreisverwaltung bleibt, sondern
durch "ehrenamtliches Engagement den
Kontakt und den Dialog zu den Bürgerin-
nen und Bürgern des Landkreises inten-

siviert", wie dies SPD-Kreisrat Peter
Dingler so schön auf einen Nenner
brachle.

Insgesamt fünf Fachreferenten in den
Bereichen Umwelt, Krankenhaus, Sport
und Kultur, Schulen und Radwege/Frei-
zeitlverkehrsplanung sollten nach Vor-
stellung der SPD dem Kreistag, seinen
Ausschüssen und der Verwaltung "zur
Seite stehen". Weniger Bürokratie und
mehr aktive und kreative Gestaltung in
der KommunalDolitik sei das Ziel der
SPD, so Fraktionssprecher Nikolaus
Külner bei der Erläuterung des Vorschla-
ges. Doch da nach dem gültigen mathe-
matischen Verteilungsschlüssel für die
Besetzung von Ausschtissen und Gremi-
en im Kreistag der SPD zwei von tünf
Fachreferenten zugekommen wären,
blockte die CSU soJort ab. lhre Argumen-
te waren ebenso einfallslos (,,wollen dem
Landrat und den Ausschüssen keine
Aufgaben wegnehmen") wie durchsich-
tig. SPD-Fraktionsvorsitzender Nikolaus
Küfner und Kreisrat Ewald Schurer wa-
ren sich einig: "Die hatten nurAngst, daß
sich zwei Sozialdemokraten orofilieren
Könnten".
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